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Damit Helmut Kohl 
seine bewährte Politik 
fortsetzen kann 
Aufruf des Bundesvorstandes 
der Christlich Demokratischen Union Deutschlands 
^r Bundestagswahl am 2. Dezember 1990 
2 te erste gesamtdeutsche Bundestagswahl am 
*• Dezember 1990 ist eine Schicksalswahl. Sie 
ntscheidet über unsere gemeinsame Zukunft im 
hinten Deutschland. 

schf dieSem Weg in die Zukunft haben wir Deut" 
Reh    8r°ße Herausforderungen zu bewältigen. Es 
* ht darum, die Erblast des gescheiterten Sozialis- 

Us vollständig zu überwinden, Demokratie und 
echtsstaatlichkeit in den neuen Bundesländern fest 

ö Bankern und gleiche Lebensverhältnisse in ganz 
e<Jtschland zu schaffen. An der Schwelle zum 

seinten Europa und angesichts weltweiter Verände- 
ein 8en muß unser Land auch außenpolitisch auf 
r^ern labilen Kurs bleiben. Nur so können die 
2uktSCllen einer gesicnerten und glücklichen 

Kunft entgegensehen. 
ei" ^^ christlichen Menschenbild hat die CDU 
ßer

e
v

Wertorientierung, die gerade in einer Zeit gro- 
fes.   Änderungen unverzichtbar ist. Auf dieser 
und

en Grundlage werden wir Bewährtes schützen 
ke, neue Perspektiven politischen Handelns entwik- 

n> um den Wandel in Freiheit zu bewältigen. So 
(Fortsetzung auf Seite 2) 
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(Fortsetzung von Seite 1) 

wird es uns auch gelingen, die Herausfor- 
derungen zu meistern, die sich aus den 
sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Entwicklungen in unserem Vaterland 
ebenso wie in den internationalen Bezie- 
hungen ergeben. 

II. Deutschland, in der Mitte Europas 
gelegen, hat unter allen Ländern des 
Kontinents die meisten Nachbarn. Gut- 
nachbarliche und freundschaftliche 
Beziehungen zu den Völkern Europas 
sind die Grundlage für unsere Zukunft in 
Frieden, Freiheit, Wohlstand und sozialer 
Sicherheit. Deutschland muß seinen Bei- 
trag zur Stabilität in Europa und in der 
Welt leisten. 

Es liegt in unserem eigenen Interesse, 
alles zu tun, um den demokratischen 
Wandel in Mittel-, Ost- und Südosteu- 
ropa zu unterstützen und auch dort eine 
freiheitliche Wirtschaftsordnung auf- 
bauen zu helfen. Nach der Überwindung 
des kalten Krieges wollen wir jetzt die 
Chance wahrnehmen, daß die Reform- 
staaten Mittel-, Ost- und Südosteuropas 
Partner Deutschlands werden. 

Insbesondere die großen Erfolge bei der 
Abrüstung setzen neue Kräfte frei für die 
großen internationalen Aufgaben der 
Zukunft. Es darf jetzt nicht zu einer Kon- 
frontation zwischen Nord und Süd kom- 
men — mit neuen Krisenherden und 
Konflikten. Hunger und Elend in der 
dritten Welt dürfen uns schon aus mit- 
menschlicher Solidarität nicht gleichgül- 
tig lassen. 

Zur gemeinsamen Verantwortung der 
Industrieländer gehört es auch, daß sie 
jetzt gemeinsam entscheidende Schritte 
unternehmen, um der weltweiten Gefähr- 
dung der Umwelt und der natürlichen 
Lebensgrundlagen zu begegnen. Deutsch- 
land muß auch in Zukunft treibende 

Kraft beim internationalen Umweltschutz 
sein. 
Helmut Kohl hat seit seinem Amtsantritt 
1982 die europäische Einigung entschei- 
dend vorangebracht. Er genießt Ver- 
trauen in West und Ost. Er hat maßgebl»' 
chen Anteil an den Fortschritten bei Ent- 
Spannung und Abrüstung. Er hat eine 
führende Rolle auf dem Weg zu einer 
weltumspannenden Umweltpartnerschat 
übernommen. Helmut Kohl genießt weit' 
weit Ansehen als verläßlicher Partner un 
Freund. Mit ihm bleibt Deutschland auc« 
künftig auf einem außenpolitisch klaren 
und berechenbaren Kurs. 

III. Mit Helmut Kohl wurde die deut- 
sche Einheit verwirklicht. Die Christlich 
Demokratische Union Deutschlands ha 
immer am Ziel der Einheit unbeirrt fest- 
gehalten, auch als andere diese längst 
aufgegeben hatten. Als sich die Chance 
zur Einheit bot, hat er sie entschlossen 
und konsequent genutzt. Es ist vor allen1 

sein Verdienst, daß der Prozeß der Wie- 
dervereinigung unseres Vaterlandes wc 
weite Zustimmung fand. Als Kanzler o 
Einheit hat er eine historische Leistung 
vollbracht. 

Die erfolgreiche Politik der Union hat U> 
den westlichen Bundesländern zu eine 
andauernden Wirtschaftsaufschwung,l 

einer Rekordzahl an Arbeitsplätzen ufl 
zu noch mehr sozialer Sicherheit gc'u^v * 
Auf dieser Grundlage sind heute die v 
aussetzungen besser denn je, den wl 

schaftlichen, sozialen und ökologische 
Aufbau der neuen Bundesländer rasen 
bewältigen. Die CDU ist der Garant 
dafür, daß es auch in den neuen Land 
innerhalb kurzer Zeit aufwärts gehen 
wird. 

Die vor uns liegenden Aufgaben erto 
dem eine große Kraftanstrengung. We  ^ 
wir jetzt solidarisch zusammenstehen 
auf unsere eigene Kraft vertrauen, dan 
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Pr? H6n aUCh unsere Kinder und Enkel in 
so2

e i    Und Freiheit'in Wohlstand und 
!aier Geborgenheit sowie in einer 

runden Umwelt leben. 

• Die Wähler entscheiden am 2. 
im

ejember !990 darüber, ob Deutschland 
^    nneren wie nach außen auf einem sta- 
hahn KurS bleibt- Die Sozialdemokraten 
j^Den kein Konzept für Deutschland. 
be

re Politik bedeutet: Steuer- und Abga- 
öi nJrn°hungen, wirtschaftlichen Abstieg, 
^alogische Irrwege und Unberechenbar- 
st    der Außenpolitik. Die Sozialdemo- 
ei * 

en bürden Deutschland — wie schon 

spnal ~"in eine tiefe Krise führen-Die 

ne y1St aUCn die Partei nicnt eingehalte- 
p,   Versprechen — zum Beispiel in der 
und

ni
rl

ienP°Iitik- Sie hatin der Außen- 
gen      utscn,andpolitik die Entwicklun- 
ia hUn<* d*e Sehnsucht der Menschen 
Sieh Freineit völ,ig falscn eingeschätzt. 
sie       Xn der Vergangenheit versagt, und 
.   lst unfähig, das vereinte Deutschland 

eine gute Zukunft zu führen. 

daß hat immer wieder bewiesen, 
ist er16 e'ne Partei ^ür schwierige Zeiten 
step*,e Prob,eme mutig anpackt und mei- 
de p

Und auf die Verlaß ist. Mit der CDU, 
Wirci     ei der Sozia,en Marktwirtschaft, 
Lei fCS 8elmgen, unsere wirtschaftliche 
stärl    gsfähigkeit zu erha,ten und zu 
die r     Die Soziale Marktwirtschaft ist 
in  Endlage dafür, daß die Menschen 
sozi T Deutsch'and sich Wohlstand und 
gr0ß    Sicherheit erarbeiten können. Die 
ons 

en S°zialgesetze, die von den Uni- 
aHenarteien durchgesetzt wurden, bieten 
Sich 'v! Deutschland ein Netz sozialer 

erheit, das in der Welt vorbildlich ist. 
cn>i i 
lien   Und CSU haben mehr für die Fami- 
a,lein-tan als a,,e anderen Parteien — 
serun 

ln den letzten Jahren durch Verbes- 
Er?ieL     s Pamilienlastenausgleichs, 
Vrk8S8eld' Erziehungsurlaub und 

ennung von Erziehungsjahren im 

Rentenrecht. Die Sicherung der Zukunft 
für Familien und Alleinerziehende mit 
Kindern bleibt eine vorrangige Aufgabe 
und Kernstück unserer Politik. Die Rent- 
ner können sich darauf verlassen, daß mit 
den Unionsparteien die Renten auch in 
Zukunft sicher sind. Wir werden weitere 
Verbesserungen für Pflegebedürftige 
durchsetzen. Jungen Menschen und 
Frauen wollen wir neue Perspektiven in 
der Ausbildung und im Beruf und neue 
Chancen für ihre Lebensgestaltung eröff- 
nen. 

In einer großen Kraftanstrengung haben 
wir seit 1982 beim Schutz der Umwelt 
unser Land an die Spitze in Europa 
gebracht. Mit der selben Kraftanstren- 
gung werden wir die Umweltzerstörungen 
in den neuen Bundesländern beseitigen 
und alles tun, damit auch das geeinte 
Deutschland Vorreiter beim Schutz der 
natürlichen Lebensgrundlagen in Europa 
und weltweit bleibt. 

V» Noch ist die Wahl nicht entschieden. 
Damit Helmut Kohl seine bewährte Poli- 
tik fortsetzen kann, braucht die CDU; 

jede Stimme. Wer nicht wählen geht, 
überläßt es anderen, über seine Zukunft 
zu entscheiden. 

Wir rufen die Bürgerinnen und Bürger 
auf: Treffen Sie die beste Wahl: Geben 
Sie Ihre Erststimme und Ihre Zweit- 
stimme der CDU. Gemeinsam werden 
wires schaffen! 

Zitat 
„Freundschaft kann man 
nicht kommandieren, Freund- 
schaft muß wachsen." 

Helmut Kohl zu den 
deutsch-polnischen Verhandlungen 
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Beschluß des Bundesvorstandes der CDU Deutschlands 
am 12. November 1990 

Verzicht auf alle Vermögenswerte 
Die CDU hat erklärt, daß sie auf sämt- 
liche Eigentumsrechte an Grundstücken 
und Gebäuden, Rechtsträgerschaften an 
Grundstücken und Gebäuden oder die 
damit verbundenen Rechte und Ansprü- 
che, Rechte und Ansprüche aus Gesell- 
schaftsrechten der Union Verwaltungs- 
gesellschaft mbH in Gründung, in der 
sämtliche Wirtschaftsbetriebe sowie 
Ferienheime der ehemaligen CDU-Ost 
zusammengefaßt sind sowie auf alle 
sonstigen Rechte und Ansprüche ver- 
zichtet, die der Verwaltung der Treu- 
handanstalt bzw. der Unabhängigen 
Kommission zur Feststellung der Ver- 
mögenswerte aller Parteien und Mas- 
senorganisationen der ehemaligen DDR 
gemäß dem Einigungsvertrag (Anlage 
II, Abschnitt III) unterliegen. 

Der Bundesvorstand der CDU bekräf- 
tigt die mehrmals von der CDU vertre- 
tene Auffassung, daß die genannten 
Vermögenswerte gemäß den Regelunge" 
des Einigungsvertrages schnellstmög- 
lich den früher Berechtigten rücküber- 
tragen oder gemeinnützigen Zwecken 
zugeführt werden müssen. 
Der CDU Bundesvorstand beauftragt 
und bevollmächtigt daher — unwider- 
ruflich — den Generalsekretär und den 
Bundesschatzmeister, in Abstimmung 
mit der Treuhandanstalt und der Unab- 
hängigen Kommission alle zur Umset- 
zung dieses Verzichtes erforderlichen 
oder notwendig erscheinenden Maßnah- 
men zu ergreifen, Rechtshandlungen 
vorzunehmen, Erklärung abzugeben 
sowie Rechtsgeschäfte abzuschließen. 

Keine Steuererhöhung 
zur deutschen Einheit 
Der Bundesvorstand der CDU 
Deutschlands hat am Montag, 12.11. 
1990, einstimmig ohne Gegenstimme 
und ohne Enthaltung folgende Erklä- 
rung beschlossen: 

Wir sind entschlossen, die deutsche Einheit 
ohne Steuererhöhungen zu finanzieren. 

Die Grundsätze unseres Finanzierungskon- 
zeptes sind im Wahlprogramm der CDU 
zur gesamtdeutschen Bundestagswahl fest- 
gelegt. Der Bundesvorstand der CDU 
begrüßt die Absicht der Bundesregierung, 
die Eckwerte der künftigen Finanzpolitik 
noch vor der Bundestagswahl vorzulegen. 

Im Wahlprogramm der CDU heißt es, 
unser Finanzierungskonzept beruht auI 

folgenden Grundsätzen: 

• Die Soziale Marktwirtschaft muß k°n 

sequent verwirklicht werden. Sie ist ein 
Investitions- und Beschäftigungspro- 
gramm für ganz Deutschland. Mehr in 
stitionen und mehr wettbewerbsfähig6 

Arbeitsplätze bedeuten höhere Steuere 
nahmen. Diese setzen wir weiterhin vo 
rangig zur Finanzierung der Aufgaben 
den neuen Bundesländern ein. 
• Alle Ausgaben gehören auf den f1^ 
stand. Einen Teil der Investitionen in 
Einheit unseres Vaterlandes können 
durch Einsparungen und Umschichtu 
gen im Haushalt finanzieren. 
Dies wird dadurch erleichtert, daß die 
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jfesuch Gorbatschows 

Auf einem guten Weg 
Herr Präsident, 

lr haben uns hier im Palais Schaumburg 
^sarnmengefunden, um gemeinsam den 

öhepunkt Ihres Besuchs zu erleben: 
lr unterzeichnen den ersten politischen 
ri*ndsatzvertrag, den das geeinte 

Ueutschland schließt, 
den Vertrag über gute Nachbarschaft, 
Partnerschaft und Zusammenarbeit 
tischen der Bundesrepublik Deutsch- 
end und der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken. 

lr haben dafür einen würdigen Rahmen 
|evvählt, der die Kontinuität unserer 
s Ziehungen widerspiegelt. Hier in die- 
t
e*° Raum stand bis Mitte der 1970er jah 
*nre der Tisch des Bundeskabinetts, 
•er wurde 1955 unter unserem ersten 
undeskanzler Konrad Adenauer die 
ufnahme diplomatischer Beziehungen 

40? Sbedm8ten Kosten von jährlich rund 
^ Milliarden DM schrittweise abgebaut 
^ erden. Schon jetzt gehören die Milliar- 
ü ^'Ausgaben für das Überwachungs- 
w   Unterdrückungssystem von Stasi, 
h 

auer und Stacheldraht der Vergangen- 

Auch eine vorübergehend höhere Neu- 
j/"schuldung ist vertretbar. Denn mit 
in !j?lten werden vor allem Investitionen 
de r Infrastruktur der neuen Bundeslän- 
v 

r finanziert. So schaffen wir dort die 
A, !.aussetzungen für den wirtschaftlichen 
^ufschwung. 

er    
eitere Finanzierungsmöglichkeiten 

ru? sich aucn durch die Privatisie- 
H„8 ,Von Unternehmen in öffentlicher nand. • 

mit der Sowjetunion beschlossen und 
1970 unter Bundeskanzler Brandt der 
Moskauer Vertrag verabschiedet. 

Der umfassende Vertrag, den wir jetzt 
unterzeichnen, verkörpert in dreifacher 
Weise unseren gemeinsamen politischen 
Willen: 
1. Wir ziehen einen Schlußstrich unter 
die leidvollen Kapitel der Vergangenheit 
und machen den Weg frei für einen Neu- 
beginn. Dabei knüpfen wir an die guten 
Traditionen der jahrhundertelangen 

Erklärung von Bundeskanzler 
Helmut Kohl anläßlich der 
Unterzeichnung des Vertrages 
über gute Nachbarschaft, 
Partnerschaft und Zusammen- 
arbeit zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der 
Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken in Bonn am 
9. November 1990 

gemeinsamen Geschichte unserer Völker 
an. 
2. Wir eröffnen den Weg für eine umfas- 
sende Zusammenarbeit unserer Staaten 
und verleihen dadurch ihrem Verhältnis 
eine neue Qualität — im Interesse unse- 
rer Völker und im Interesse des Friedens 
in Europa. 
3. Wir verständigen uns, gemeinsam den 
großen Herausforderungen, die sich 
heute und an der Schwelle zum dritten 
Jahrtausend Meilen, gerecht zu werden: 



Seite 6 • UiD 37/1990 OSTPOLITIK 

• Wir wollen jeden Krieg, ob nuklear 
oder konventionell, vermeiden und den 
Frieden wahren und gestalten. 
• Wir wollen den Vorrang des Völker- 
rechts in der inneren und internationalen 
Politik gewährleisten. 
• Wir wollen das Unsere dazu beitragen, 
das Überleben der Menschheit zu sichern 
und für die Erhaltung der natürlichen 
Umwelt zu sorgen. 
• Wir wollen nicht zuletzt den Mensch 
mit seiner Würde und seinen Rechten in 
den Mittelpunkt unserer Politik stellen. 
Unser Vertrag setzt diese hohen Ziele in 
konkrete Verpflichtungen um: 
• zur Achtung der territorialen Integrität 
aller Staaten in Europa, 
• zum Verzicht auf Androhung oder 
Anwendung von Gewalt, 
• zur friedlichen Konfliktlösung und 
zum Nichtangriff, 
• zu Abrüstung und Rüstungskontrolle 
und 
• zu intensiven, umfassenden Konsulta- 
tionen. 
Unsere wirtschaftliche und wissenschaft- 
liche Zusammenarbeit hat angesichts der 
Reformprozesse in Ihrem Land herausra- 
gende Bedeutung. Dies wird unterstri- 
chen durch den ebenfalls heute zu unter- 
zeichnenden 

Vertrag über die Entwicklung einer 
umfassenden Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Wirtschaft, Industrie, Wis- 
senschaft und Technik. 

Dieser Vertrag ist der völkerrechtliche 
Rahmen für die Tatsache, daß das ver- 
einte Deutschland — als Mitglied der 
Europäischen Gemeinschaft — der 
größte Wirtschaftspartner der Sowjet- 
union sein wird. 
Auch für unsere Zusammenarbeit im 
Arbeits- und Sozialwesen wird heute eine 
neue vertragliche Grundlage geschaffen. 

Herr Präsident, mit besonderer Befriedi- 
gung erfüllt es mich, daß unser umfassen- 
der Vertrag auch die Menschen — jeden 
einzelnen unserer Bürger — anspricht: 
• er eröffnet den Weg zu umfassender 
Begegnung, insbesondere der Jugend, 
und zu verstärktem kulturellen Aus- 
tausch; 
• er ermöglicht es den sowjetischen Büf" 
gern deutscher Nationalität, ihre Spracht 
Kultur und Tradition zu wahren und gn» 
uns die Chance, ihnen dabei zu helfen. 
• und nicht zuletzt erfüllt unser Vertrag 
das zutiefst menschliche Anliegen, Grä- 
ber der Toten, wo sie auch liegen, zu 
besuchen und zu pflegen. 

So ist dieser Vertrag nicht nur eine unifa*' 
sende Verständigung unserer Staaten und 
Regierungen, sondern auch Appell an 
alle unsere Bürger, ihren Beitrag zur Aus- 
söhnung unserer Völker zu leisten. 

Doch dieser Vertrag, Herr Präsident, g«ht 

nicht nur unsere Länder und Völker an. 
Nach der abschließenden Regelung in 
bezug auf Deutschland setzen wir dann1 

einen weiteren Eckstein für die Friedens- 
ordnung in Europa. 

Wir freuen uns über den gleichgerichte- 
ten Vertrag, den die Sowjetunion mit 
Frankreich soeben unterzeichnet hat, 
sowie über noch folgende Verträge mit 
anderen westeuropäischen Partnern. 

In 10 Tagen werden wir auf dem Pariser 
KSZE-Gipfel weitere historische Doku- 
mente unterzeichnen, die die Abrüstung 
und Vertrauensbildung europaweit vor- 
anbringen und übergreifende Sicherheit5' 
Strukturen schaffen. 

Kurzum: Wir sind auf gutem Wege zu 
einem Europa des Friedens, der guten 
Nachbarschaft und der partnerschafth- 
chen Zusammenarbeit. 

In diesem Geist, Herr Präsident, wollen 
wir diesen Vertrag unterzeichnen. 



OSTPOLITIK UiD 37/1990 • Seite 7 

AlfredDreggen 

Grundstein für Frieden in Europa gelegt 
ist, daß er nicht nur einer Paraphierung, 
sondern sogar einer formellen Unterzeich- 
nung durch die Außenminister noch im 
November, also vor der Bundestagswahl, 
zustimmte. Dies ist ein guter Beschluß. 

Die Welt, 9.11.1990 

Die Friedensgrenze 
Danach gilt es, das Vertragswerk mit 
Leben zu erfüllen und über die Pflichten 
nicht die Rechte zu vergessen —jene 
Rechte etwa, welche die Deutschstämmi- 
gen in Polen beanspruchen können. Es 
wird nicht leicht sein, die aus der 
Geschichte herrührenden Spannungen 
schlagartig abzubauen. Die Machthaber 
der DDR haben die Oder-Neiße-Linie als 
„Friedensgrenze"feiern lassen. Das war 
sie, weil von den Siegermächten des Zwei- 
ten Weltkrieges aufgezwungen, gewiß 
nicht. Nun muß sich zeigen, ob sie künftig 
solchem Namen Ehre machen wird: durch- 
lässig für Menschen, Meinungen und guten 
Willen. Rheinische Post, 9.11.1990 

Jpt der Unterzeichnung des Großen 
Vertrages zwischen dem wiederverei- 
Q|gten Deutschland und der Sowjet- 
union haben Bundeskanzler Helmut 
*°hl und der sowjetische Staatspräsi- 
dent Gorbatschow einen weiteren 
Grundstein für eine gerechte und dau- 
erhafte Friedensordnung in Europa 
pflegt. Auch die vorausgegangenen 
bespräche des Bundeskanzlers mit 
Ijjm polnischen Ministerpräsidenten 
J^azowiecki haben den europäischen 
Vei*ständigiingsprozeß vorangebracht. 

~as wiedervereinigte Deutschland ist 
Verbündeter des Westens und bevorzug- 
ter Partner des Ostens. Das ist eine politi- 
sche Konstellation, die Chancen für eine 
'ai)ge Periode friedlicher Zusammenar- 
beit zum Wohle aller Völker in Europa 
bletet. Wir werden weiterhin unseren Bei- 
ra8 zum Zusammenwachsen Europas lei- 

sten und erwarten auch von den anderen 
^sprechende Beiträge. Europas Zukunft 
st ein Gemeinschaftswerk. 
Wir danken allen, die zu dieser Entwick- 
üng beigetragen haben: unseren Verbün- 
den, vor allem dem amerikanischen 

R°lk und seinem Präsidenten George 
Ush; aber auch in besonderer Weise der 
owjetunion und ihrem Präsidenten Gor- 

batschow. 

Pressestimmen 

**roße Hürde genommen 
,e deutsch-polnischen Beziehungen haben 

^ e große Hürde genommen. Dies ist dem 
J?nzkr zu verdanken, der dem polnischen 

unsch nach einem raschen Abschluß des 
renzvertrages so weit entgegengekommen 

Zufriedene Gesichter 
Es war ein guter Tag für die in diesem 
Jahr vielen Wechselbädern ausgesetzten 
deutsch-polnischen Beziehungen. Um die 
Vereinbarungen, die beide Seiten nun in 
Frankfurt an der Oder erzielten, mußte 
nicht gekämpft werden. Denn die Stolper- 
steine hatten Arbeitsgruppen bereits in den 
vergangenen Monaten aus dem Weg 
geräumt. In Warschau hat sich überdies 
inzwischen die Auffassung durchgesetzt, 
daß nur ein Kurs der engen Zusammenar- 
beit mit Bonn den Polen den Weg in die 
Europäische Gemeinschaft ermöglichen 
kann. Die Chancen für ein gedeihliches 
Nebeneinander sind also besser als jemals 
zuvor.      Süddeutsche Zeitung, 9.11.1990 
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Noch ein schwerer Weg 
Doch bis zwischen Polen und Deutschen 
sich ein Verhältnis einstellt, wie es zwi- 
schen Franzosen und Deutschen schon 
lange besteht, ist noch ein langer und 
schwerer Weg zurückzulegen. Daß dieser 
Weg über die Versöhnung zur selbstver- 
ständlichen Freundschaftlichkeit hier viel 
mühsamer und gefährdeter ist, liegt vor 
allem daran, daß Deutsche und Polen sich 
viel tiefere Wunden zugefügt haben. 

Frankfurter Allgemeine Zeitung, 
9. 11. 1990 

Die neue Ostpolitik 
Die letzten drei Tage dieser Woche sind für 
die neue Ostpolitik des geeinten Deutsch- 
lands von erheblicher Bedeutung. Mit 
demonstrativer Diplomatie setzt die Bun- 
desregierung eine Absichtserklärung in die 
Tat um: das Verhältnis zu den Staaten im 
Osten soll auf eine neue Basis gestellt wer- 
den. Bonn will Anwalt der Nachbarn im 
Osten sein. Diese neue Wortwahl signali- 
siert weitreichende Kooperationsbereit- 
schaft. 

General-Anzeiger, Bonn, 9. 11. 1990 

Eine grundsätzliche und 
historische Wende in den 
polnisch-deutschen Beziehungen 
Zum Donnerstagtreffen Mazowiecki/ 
Kohl schreibt die ZYCIE WARSZAWY, 
es bedeute eine grundsätzliche und histo- 
rische Wende in den polnisch-deutschen 
Beziehungen. Die deutsche Seite habe 
alle polnischen Vorschläge über den 
Grenzvertrag gebilligt. 
Das einzige Problem, das mit der Grenz- 
frage verknüpft bleibt, sei ihre breite Öff- 
nung, damit sie zu einer Brücke werde, 
die die beiden Völker verbindet. 
Der Beschluß Bonns, die Visapflicht auf- 
zuheben, ermögliche eine volle und 
schnelle Entwicklung in diese Richtung. 

Zitat 

Der Verzicht der CDU 
In der Theorie stimmt es natürlich, was dt 
SPD im Nachtrag zu der finanziellen 
Selbstoffenbarung der CDU jetzt behaup- 
tet: CDU-Generalsekretär Volker Rühe 
könne ja gar keine verbindliche Verzichts' 
erklärung über die im Eigentum der ehe- 
maligen Blockpartei Ost-CDU stehenden 
Immobilien abgeben. Die gehörten näntttc 
den Bezirks- oder Kreisverbänden der ?aX' 
tei, nicht der Zentrale. 
Die öffentlich daran geknüpfte Unterstel- 
lung allerdings, hier handele es sich also 
um ein „bewußtes Täuschungsmanöver', 
ist einigermaßen dümmlich. Daß Kreis- 
und Bezirksverbände politischer Parteien 
(also auch der SPD) auf dem Papier recht- 
lich unabhängige Körperschaften sind, 
weiß jedes Kind. Aber zu glauben, der 
Generalsekretär der CD U gebe eine solche 
Erklärung mit dem Hintergedanken ab, 
die Kreisverbände in der früheren DDR 
könnten hinterher ja dazu eine lange Nase 

machen und sich nicht daran gebunden 
fühlen, ist so weit weg von der Realität, 
daß selbst Wahlkampf als Entschuldigung 
nicht mehr ausreicht. Würde jemand der 
SPD-Bundesgeschäftsführerin Anke Fuchs 
so etwas unterstellen, käme vermutlich v°n 

dort der Ruf nach dem Psychiater. Die We 

In ähnlichem Sinne kommentiert die 
regierungsnahe RZECZPOSPOLITA <*& 
Treffen des polnischen Ministerpräsiden- 
ten mit dem Bundeskanzler. Im Korn- 
mentar heißt es, das Treffen in Frankfurt 
an der Oder und in Slubice habe gezeig1' 
daß sich die Beziehungen zwischen 
Deutschland und Polen grundsätzlich 
gebessert haben. 
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Grund zur Zuversicht 
Je>ne Genossen scharf kritisiert hat 
der ehemalige SPD-Wirtschaftsmini- 
Jer Prof. Dr. Karl Schiller anläßlich 
Jer Anhörung des Bundestags-Haus- 
naltsausschusses über die „Belastun- 
gen durch die deutsche Einheit und 
•hre Finanzierung". 

"s° geht es nicht", erklärte er zu der von 
der SPD geführten Diskussion über die 
^genannten Kosten der Einheit. Nach 
der Währungsreform hätte kein Mensch 
8ewagt, Milliardenbeträge zu addieren 
und sie zu multiplizieren, 
bie Begriffe „Kosten" und „Investitio- 
J[en" müßten auseinandergehalten wer- 
den, schrieb Prof. Dr. Karl Schiller sei- 
nen Genossen ins Stammbuch: Der 
größte Teil der Mittel „sind für mich 
[nvestitionen in Menschen und nicht ein- 
geh Kosten, die wir hier so betriebswirt- 
Schaftlich abschreiben". 
Öie einzigen „Kosten", die bei der deut- 
schen Einheit entstehen, seien die Zinsen, 
5j'e der Staat für zusätzliche öffentliche 
gulden tragen muß. Bei der derzeit dis- 
kutierten Größenordnung für die öffentli- 
che Neuverschuldung in 1991 wären dies 
!Jwa 13 Milliarden DM, die ohne größere 
f*robleme durch die Kürzung bei den bis- 
sigen Ausgaben für die Teilung 
°eutschlands aufzubringen seien. 
In» übrigen erwartet Prof. Dr. Karl Schil- 
ef> der sagte, er hätte sicher so gehandelt 

wie Bundesfinanzminister Dr. Theo Wai- 
8e| (dpa, 7.11. 1990), eine Konjunktur- 
Wende in den neuen Bundesländern nicht 
?rj* im Sommer, sondern bereits im Früh- 
jahr des nächsten Jahres. 
ködere Expertenstimmen: 

^rtschaftsaufschwung 
»Die Bundesrepublik wird in diesem 

ahr vor allem durch die Wachstumsef- 

fekte aus der ehemaligen DDR (vor allem 
im Konsumgüterbereich) wieder ein rea- 
les Wirtschaftswachstum von etwa 4 Pro- 
zent erreichen. Dieses Wachstumstempo 
kann nach unserer Auffassung auch 1991 
etwa anhalten. Allerdings wird es für 
Gesamtdeutschland durch ein Minus im 
ehemaligen DDR-Gebiet abgeschwächt 
werden. Im Jahresverlauf 1991 sollte aber 
auch dort ein Wachstumsprozeß einset- 
zen und günstige Voraussetzungen für die 

Expertenmeinungen anläßlich 
der Anhörung des Bundes- 
tags-Haushaltsausschusses 
über die „Belastungen durch 
die deutsche Einheit und ihre 
Finanzierung" 

Wirtschaftstätigkeit in 1992 schaffen." 
(Deutscher Sparkassen- und Girover- 
band) 

• „Die Produktivität der Investitionen in 
der ehemaligen DDR wird stark steigen. 
(...) Dieser Prozeß wird sich durch die 
gesamte deutsche Wirtschaft ziehen, so 
daß die neuen Bundesländer schon bald 
einen positiven Beitrag zur wirtschaftli- 
chen Entwicklung Gesamtdeutschlands 
leisten werden." (Bundesverband der 
Deutschen Volksbanken und Raiffeisen- 
banken) 

• „Nach einer Umfrage des Ifo-Instituts 
(...) wollen viele Firmen noch 1990 und 
vermehrt 1991 nicht nur ihren Vertrieb 
ausweiten, sondern auch Produktionsstät- 
ten auf dem Gebiet der ehemaligen DDR 
übernehmen oder neu bauen." (Deut- 
scher Sparkassen- und Giroverband) 
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• „Die deutsche Vereinigung dürfte die 
Investitionsdynamik zusätzlich positiv 
beeinflussen und den Aufschwung ver- 
längern." (Bundesverband der Deutschen 
Volksbanken und Raiffeisenbanken) 
• „(...) hat für die ostdeutsche Wirtschaft 
eine Phase grundlegender Neuorientie- 
rung begonnen, die zunächst erhebliche 
Umstellungsprobleme mit sich bringt. (...) 
Sie sind das Resultat von 40 Jahren sozia- 
listischer Wirtschaftspolitik, nicht einer 
verfehlten Strategie von heute." (Bundes- 
verband deutscher Banken) 
• „Die deutsche Einheit wird auf Dauer 
in allen Teilen der Bundesrepublik zu 
nachhaltigen Wachstums- und Wohl- 
standseffekten führen." (Bundesvereini- 
gung der Deutschen Arbeitgeberver- 
bände) 
• „Für das nächste Jahr ist mit einem 
kräftigen Investitionsprozeß in Ost- 
deutschland zu rechnen." (Bundesver- 
band der Deutschen Industrie) 

Arbeitsplätze 
• „Auch für die Arbeitnehmer in Ost- 
deutschland werden nach und nach neue 
sichere Arbeitsplätze entstehen und 
damit die Chance zu mehr materiellem 
Wohlstand." (Deutscher Sparkassen- und 
Giroverband) 
• „In diesem und im nächsten Jahr wer- 
den aber immer noch rund 1 Million 
zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen wer- 
den." (Institut für Weltwirtschaft) 
• „Zugleich bleiben die Unternehmen 
auf der Suche nach Personal: 41,2 Pro- 
zent der Befragten wollen zusätzliche 
Mitarbeiter einstellen (...)." (Aktionsge- 
meinschaft Wirtschaftlicher Mittelstand) 
• „Mittelfristig wird dagegen mit hohen 
Investitionen, neuen Arbeitsplätzen und 
wirtschaftlichem Wachstum auch im 
Osten gerechnet." (Bundesanstalt für 
Arbeit) 

Finanzierung 
• „Auf mittlere Sicht können Einsparun- 
gen von etwa 20 Milliarden DM pro Jah«- 

realisiert werden. Zunächst kann (...) def 

Verteidigungshaushalt spürbar entlastet 
werden. Wird der Personalstand wie 
geplant gekürzt (um ein Viertel auf 
370.000 Soldaten), so ergibt sich im Pe** 
sonalbereich ein Einsparpotential von 5 
bis 6 Milliarden DM, unter Berücksichti- 
gung der Sachausgaben eines von reich- 
lich 10 Milliarden DM pro Jahr. Mit de* 
Wegfall der innerdeutschen Grenze ist 
auch die ökonomische Begründung für 

die Berlin- und Zonenrandförderung ent- 
fallen; die Aufwendungen hierfür betra- 
gen etwa 12 Milliarden DM jährlich." 
(Deutsches Institut für Wirtschaftsfor- 
schung) 

• „In Westdeutschland wäre es außer- 
dem vertretbar (und im Hinblick auf d>e 

hohen Baupreissteigerungen dringend 
erwünscht), daß bei den öffentlichen 
Investitionen, vor allem beim Hochbau, 
eine Weile kürzergetreten würde. (...) 
Ein Beitrag zur Eindämmung der Neu- 
verschuldung und damit der Zinslasten 
könnte dadurch geleistet werden, daß d,e 

Privatisierung nicht nur in Ostdeutsch- 
land zügig erfolgt, sondern daß auch in1 

bisherigen Bundesgebiet die Privatisie- 
rung des noch immer ansehnlichen staat- 
lichen Vermögens stärker vorangetrieben 
wird." (Deutsche Bundesbank) 

• „Wirtschaftswachstum und daraus fol- 
gend Steuermehreinnahmen sind die 
wichtigsten Finanzierungsquellen für di 
durch die Einheit vermehrten Ausgaben- 
(...) Der Wachstumsgewinn durch die 
Vereinigung wird in den nächsten Jahren 
jedoch spürbar zunehmen, insbesondere 
sobald in den östlichen Bundesländern 
die erste schwierige Phase des Übergang 
zur Marktwirtschaft abgeschlossen ist. 
(Deutscher Industrie- und Handelstag) 
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»Einsparungsmöglichkeiten sind in 
j^neblichem Umfang vorhanden. So 
kaufen sich die teilungsbedingten Aus- 

gaben der öffentlichen Haushalte auf 
?jn<i 40 Milliarden DM pro Jahr, auch 
'30 Milliarden DM Subventionen bieten 
geblichen Spielraum für Kürzungen, 
j--) Die bisherige Beteiligung der alten 
Bundesländer an den Finanzierungsauf- 
Saben in Ostdeutschland ist nicht ausrei- 
ßend." (Bundesverband der Deutschen 
v°lksbanken und Raiffeisenbanken) 
• «Es handelt sich um Investitionen in 
dl« wirtschaftliche, soziale und ökologi- 
sche Zukunft Ostdeutschlands, deren 
Erträge in einem nicht geringen Umfang 
*u«h dem Westen zugutekommen wer- 
d«n" (Bundesverband deutscher Banken) 
7 (•••) erscheint es notwendig, daß neben 
dem Bund auch die West-Länder und 
"Gemeinden in angemessenem Umfang 
Jj? der Finanzierung der vereinigungsbe- 
d,ngten Aufwendungen beteiligt werden. 
\-) Der bisher vorgesehene Finanzie- 
^gsanteil der Länder und Gemeinden 
^scheint indessen nicht ausreichend." 
Wund der Steuerzahler) 
* »»Geht man davon aus, daß das Brutto- 
f°zialprodukt in Westdeutschland im 
*°mmenden Jahr infolge des ostdeut- 
Schen Nachfrageschubs um VA Prozent- 
Junkte höher als ohne diesen Impuls aus- 
*Nt» dann können (...) die Mehreinnah- 

;*e« an Steuern und Sozialbeiträgen 
bänglich auf rund 15 Milliarden DM 
^anschlagt werden." (Rheinisch-West- 

'a »sches Institut für Wirtschaftsfor- 
jchung) 

»»Zusätzliche Mittel werden frei durch 
'« Privatisierung der ehemaligen volksei- 

Jrn«n Betriebe, in den neuen fünf Bun- 
'^'ändern ebenso wie in den alten. (...) 

["«runter fällt auch, daß zahlreiche 
|rastrukturmaßnahmen, wie zum Bei- 

Ptel der Bau und der Betrieb von Klär- 
'agen oder Straßenbaumaßnahmen gar 

nicht erst von der öffentlichen Hand 
finanziert werden, sondern sofort eine 
Finanzierung durch Private erfolgt." 
(Aktionsgemeinschaft Wirtschaftlicher 
Mittelstand) 
• „Zur Vermeidung der Erhebung von 
Mautgebühren ist bei der privaten Finan- 
zierung und Betreibung von Autobahnen 
ein Leasingmodell vorstellbar, bei dem 
der Staat die Straßen von privaten Inve- 
storen anmietet und die Ausgaben hierfür 
aus dem Sondersteueraufkommen des 
Kraftverkehrs (Kraftfahrzeugsteuer und 
Mineralölsteuer) deckt." (Bundesverband 
der Deutschen Industrie) 

Keine Steuererhöhungen 
• „Trotz hoher Budgetdefizite: Steuerer- 
höhungen unnötig." (Institut für Welt- 
wirtschaft) 
• „Es wäre töricht, das Wachstum als 
Finanzierungsgrundlage durch Steuerer- 
höhungen zu gefährden." (Deutscher 
Industrie- und Handelstag) 
• „Steuererhöhungen würden sicherlich 
den Druck auf Ausgabeneinsparungen 
schwächen und sollten — wenn über- 
haupt — nur als allerletztes Mittel in 
Betracht gezogen werden." (Deutsche 
Bundesbank) 
• „(...) falsch, die öffentlichen Aufwen- 
dungen für die deutsche Einheit durch 
Steuererhöhungen zu finanzieren." (Bund 
der Steuerzahler) 
• „Schon im Frühjahrsgutachten haben 
wir uns mit dieser Frage auseinanderge- 
setzt und uns gegen Steuererhöhungen 
ausgesprochen. Wir halten diese Position 
nach wie vor aufrecht, obwohl sich nun 
für dieses und für das nächste Jahr deut- 
lich höhere Staatsdefizite abzeichnen." 
(Wirtschaftswissenschaftliche For- 
schungsinstitute, Herbstgutachten 1990) 
• „Die Ablehnung von Steuererhöhun- 
gen zur Finanzierung der Ausgaben für 
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die deutsche Einheit ist im ganzen logisch 
begründet." (Prof. Dr. Karl Schiller) 

Schulden / Zinsen 
• „Die staatliche Kreditaufnahme wird 
auf 3 bis 4 Prozent des nominalen Brutto- 
sozialprodukts steigen. (...) keineswegs 
eine Größenordnung, die von vornherein 
als problematisch erscheinen muß. 1975 
und 1981 waren sie noch höher." (Deut- 
sches Institut für Wirtschaftsforschung) 

• „Die nationalen und internationalen 
Kapitalmärkte sind jedoch ergiebig und 
flexibel genug, um diesen Anforderungen 
begegnen zu können. Allein die laufende 
Ersparnis der privaten Haushalte in der 
Bundesrepublik beläuft sich auf mehr als 
200 Milliarden DM pro Jahr. (...) 
Wenn die privaten Investoren in Ost- 
deutschland ihre am Kapitalmarkt aufge- 
nommenen Mittel rentabel einsetzen und 
die öffentlichen Haushalte eine solide 
Finanzpolitik betreiben, (...) besteht auch 
kein Anlaß für höhere Zinsen als Folge 
der deutschen Einigung. Generell ist zu 
bedenken, daß der langfristige Zins in der 
Bundesrepublik wesentlich von der Ent- 
wicklung an den internationalen Finanz- 
märkten bestimmt wird. (...) 
Die deutliche Zunahme des Defizits ist 
(...) gerechtfertigt. (...) Die öffentlichen 
Haushalte befinden sich nach jahrelan- 
gen Konsolidierungsbemühungen in 
einer gesunden Verfassung (...). Die Ver- 
schuldungsquote (Anteil der Staatsver- 
schuldung am Bruttosozialprodukt) ist 
eine der niedrigsten unter den westlichen 
Industrieländern. (...) 
Eine Ausweitung der öffentlichen Defi- 
zite auch in der Größenordnung, wie sie 
derzeit ansteht, kann durchaus über den 
Kapitalmarkt finanziert werden, ohne 
daß deshalb die Zinsen weiter steigen 
müssen." (Bundesverband deutscher Ban- 
ken) 

Zitat 
„Der hat das meiste richtig 
gemacht." 
Helmut Schmidt in einem Gespräch mit 
„Bild am Sonntag*4, 11. November 
1990, über seinen Nachfolger im Amt 
des Bundeskanzlers. 

Im gleichen Gespräch sagte 
Schmidt über den Kanzlerkandi- 
daten der SPD: 

„Zu Herrn Lafontaine will ich mich 
nicht äußern. Doch stelle ich mir 
vor, daß Willy Brandt, ich und Her- 
bert Wehner genauso für die deut- 
sche Sozialdemokratie stehen, auch 
für die heutige, wie einige, die im 
Augenblick das große Wort fuh- 
ren. " 

• „Der jüngste Anstieg der Kapitalmark1' 
zinsen geht dagegen weitgehend zu 
Lasten der internationalen Entwicklung- 
(Bundesverband der Deutschen Indu- 
strie) 

Preise 
• „Eine Preisniveauerhöhung als Folge 

der deutschen Einheit ist bisher nicht zu 

beobachten und auch nicht zu befürch- 
ten, wenn die Bundesbank ihren stabil»' 
tätspolitischen Kurs fortsetzt." (Deut- 
scher Industrie- und Handelstag) 
• „Eine zusätzliche Inflationsgefahr 
durch den Nachfragesog aus den neuen 
Bundesländern ist nicht zu erwarten." 
(Bundesverband der Deutschen Indu- 
strie) 

Fazit: 
Die deutsche Einheit ist das beste Pro- 
gramm für mehr Wohlstand und mehr 
Arbeitsplätze in ganz Deutschland. 
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jjieter Kansy: 

Unsere Wohnungsversorgung 
gehört zu den besten der Welt 
Angebot und Nachfrage befinden sich 
auf den Wohnungsmärkten selten im 
J-fleichgewicht; lange Planungs- und 
Fertigstellungszeiten und hohe Vorhal- 
tekosten erschweren schnelle Reaktio- 
nen auf Marktveränderungen. Zykli- 
sche Schwankungen, mal als „(neue) 
Wohnungsnot" oder „Wohnungshal- 
den" gekennzeichnet, hat es deshalb 
aUch in der sozial-liberalen Regie- 
rungszeit immer gegeben. Unabhängig 
davon hat die Wohnungsversorgung in 
Westdeutschland einen Stand erwor- 
ben, der mit „zu den besten in der 
Welt" (Sachverständigenrat) gehört. 

Die Bestandsaufnahme der Volkszählung 
1987 zeigt: 
• Je Person standen 35,5 m2 bzw. knapp 
2Wei Räume zur Verfügung, das ist deut- 
sch mehr als 1968 (23,8 m2 bzw. 1,38 
Räume). Diese Entwicklung wird auch 
°ei Mietwohnungen (Anstieg von 22,5 
anf 33 m2) deutlich. Anders ausgedrückt: 
*n den 20 Jahren zwischen den beiden 
Volkszählungen stieg die Zahl der Woh- 
nungen um 32 Prozent, die der Personen 
a°er nur um 7 Prozent. 
' Der Anteil alter Bausubstanz (vor 1949 
errichteter Gebäude) ist wesentlich 
2l»rückgegangen (von 53 auf 33 Prozent). 
Ganz erhebliche Qualitätsverbesserungen 
wurden erzielt. 73 Prozent der Wohnun- 
8^n waren mit Sammelheizung, Bad/ 
dusche und WC ausgestattet (1968 waren 
^ erst 30 Prozent), nur noch 1 Prozent 
y968: rund 17 Prozent) verfügte nicht 
uber diese sanitäre Ausstattung. 
* Die je Haushalt in Mietwohnungen 

durchschnittlich gezahlte Miete betrug 
456 DM bzw. 6,87 DM je m2; rund 80 
Prozent der Haushalte zahlten eine Miete 
unter 600 DM, rund 43 Prozent weniger 
als 400 DM. 
Dieses statistische Fazit hat auch im 
Lebensgefühl westdeutscher Bürger seine 
Bestätigung gefunden: Noch im Herbst 
1989 befanden 29 Prozent der Befragten 
ihre persönliche Wohnsituation als sehr 
gut, 51 Prozent als gut, nur 1 Prozent als 
schlecht. 

Zur SPD-Behauptung, bei der selbstge- 
nutzten Wohneigentumsbildung seien 
keine Fortschritte erzielt worden: Die 
Wohneigentumsquote (1987: 39,3 Pro- 
zent) ist von vielen Faktoren abhängig 
und kein Maßstab für Ernsthaftigkeit 
politischer Zielorientierungen. Andern- 
falls müßte die SPD ihre eigene Politik in 
NRW (33 Prozent), Hamburg (17 Pro- 
zent), Bremen (33 Prozent) für gescheitert 
erklären. Für Familien mit Kindern ist 
die Wohneigentumsquote in den 80er 
Jahren weiter gestiegen (auf etwa 48 Pro- 
zent), Familien mit 3 Kindern leben 
schon zu 70 Prozent in den eigenen vier 
Wänden. 
Zur SPD-Behauptung, die „neue Woh- 
nungsnot" sei hausgemacht und vermeid- 
bar gewesen: Wohnungen sind nicht nur 
ein Sozialgut, sondern auch ein teures 
Investitionsgut. Das Überangebot an 
Wohnungen Mitte der 80er Jahre, von der 
Wissenschaft damals als langfristige 
Bedarfssättigung gedeutet, hat zu einem 
gleichgerichteten Verhalten freier Markt- 
kräfte wie von Bund, Ländern und 
Gemeinden geführt — zurückgehende 
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Investitionsbereitschaft, Abbau der staat- 
lichen Direktförderung, Zurückhaltung 
bei der Baulandausweisung für Wohn- 
zwecke. Die Wohnungswirtschaft muß 
ihre Bruttoinvestitionen von über 100 
Mrd. DM jährlich in hohem Maße fremd- 
finanzieren, bauen auf veränderte 
Zukunftserwartungen wäre für sie zu risi- 
koreich. Einer Bundesregierung, die sich 
anders verhalten würde, wäre Verschwen- 
dung von Steuergeldern vorgehalten wor- 
den. So haben sich Bund und Länder 
zum Beispiel bei der Förderung des sozia- 
len Wohnungsbaus verhalten: 

1982   1988 Rückgang 
in Mrd. DM 

Bundesmittel 
Ländermittel 

1,54   0,45 
7,84   3,26 

um 1,09 
um 4,58 

Der Wohnungsbau-Aufschwung 
wurde erreicht 
Die Bundesregierung hat Mitte der Legis- 
laturperiode, als die Anspannungen auf 
den Wohnungsmärkten deutlich wurden, 
mit einem Bündel von Maßnahmen rea- 
giert und die Wohnungsbautätigkeit aus 
ihrer Talfahrt bis 1988 in eine neue Auf- 
schwungphase übergeleitet. 
Die Bundesmittel für den sozialen Woh- 
nungsbau wurden von 0,45 Mrd. DM 
(1988) über 1,05 Mrd. DM (1989) auf 
2 Mrd. DM in diesem Jahr aufgestockt; 
für 1991 sind 2,2 Mrd. vorgesehen. Zur 
Förderung des Studentenwohnungsbaus 
wurde in diesem Jahr erstmals ein 
Zuschußprogramm (0,3 Mrd. Bundesmit- 
tel) geschaffen. 
Im Mietwohnungsbau wurden die 
Abschreibungsbedingungen durch Ver- 
kürzung des Abschreibungszeitraums 
(auf 40 Jahre) und Anhebung der 
Abschreibungssätze verbessert. Zusätzli- 
che steuerliche Anreize wurden geschaf- 
fen, um vorhandene Gebäudeflächen 

durch Aus- und Umbau Wohnungszwek- 
ken zuzuführen. Besonders hohe 
Abschreibungssätze wurden für neue 
Mietwohnungen eingeführt, die an ein- 
kommensschwächere Personen minde- 
stens 10 Jahre lang vermietet werden. Die 
Befristung der steuerlichen Förderung 
von Baudenkmälern wurde abgeschafft. 
Alternativ zu steuerlichen Anreizen 
wurde der rasche Aus- und Umbau aus 
dem Gebäudebestand, vor allem durch 
Dachgeschoßausbau, durch Zinsverbilli- 
gungen angeregt. Allein durch dieses 
mehrmals, zuletzt auf 4 Mrd. DM, aufge- 
stockte Programm können 80000 zusätzli- 
che Wohnungen geschaffen werden. Ein 
Bausparzwischenfinanzierungsprogramm 
wurde speziell für Eigenheimerwerber 
aufgelegt. 
Ebenso wichtig wie die Förderung des 
Wohnungsneubaus (die staatlichen Hil- 
fen dürften in diesem Jahr auf insgesamt 
25 Mrd. DM anwachsen) war die Flankie- 
rung dieser Angebotspolitik (mehr Woh- 
nungen sind der beste Mieterschutz) 
durch eine planungs- und baurechtliche 
Mobilisierung (unser Wohnungsbau- 
Erleichterungsgesetz) wie durch sozial 
gezielte Hilfen (2 Wohngelderhöhungen, 
Erschwerung von Umwandlungen von 
Miet- in Eigentumswohnungen, Brem- 
sung des Mietpreisanstiegs bei Sozial- 
wohnungen nach vorzeitiger Ablösung 
öffentlicher Mittel). 

Diese politischen Signale lösten 
einen beeindruckenden 
Wohnungsbauaufschwung aus 
Die Wohnungsbaugenehmigungen stie- 
gen im vergangenen Jahr um 30 Prozent, 
im Mehr-Familien-Haus-Bereich sogar 
um über 60 Prozent; im ersten Halbjahr 
1990 legten die Steigerungsraten mit über 
50 bzw. 90 Prozent noch weiter zu. Im 
Rahmen der bauwirtschaftlichen Produk- 
tionsmöglichkeiten schlägt sich dies auch 



WOHNUNGSBAU UiD 37/1990 • Seite 15 

in den Fertigstellungszahlen nieder: 
214000 Wohnungen in 1988 — 238000 in 
1989 - 310000 in 1990 erwartet (DIW). 
Auch im sozialen Wohnungsbau ist die 
Trendwende signifikant: Nach 39000 
geförderten Wohnungen in 1988 eine 
Steigerung um über 70 Prozent auf 68000 
in 1989 und knapp 110000 in diesem 
Jahr. 
&»e SPD behauptet, es würden nicht wirk- 
en „echte" Sozialwohnungen gefördert. 
Sie attackiert damit den sogenannten 
3- Förderungsweg („vereinbarte Förde- 
rung"), der erstmals 1989 angewandt 
wurde. Auf diese Förderung entfiel nur 
ein Viertel der Bewilligungen. Der Vorteil 
dieses Instruments ist die Flexibilität in 
der Durchsetzung von Miet- und Bele- 
ßungsbindungen, Probleme der Fehlsub- 
ventionierung und -förderung werden 
verringert, es können mehr Sozialwoh- 
nungen gebaut werden. 
Die SPD behauptet, der Bund müsse noch 
*nehr für den sozialen Wohnungsbau tun. 
öer Wohnungsbau liegt nach unserer 
Verfassung in den Händen der Länder, 
der Bund gewährt lediglich Finanzhilfen. 
Insgesamt werden Bund und Länder in 
diesem Jahr über 8 Mrd. DM Fördermit- 
tel zur Verfügung stellen. In der Opposi- 
tion tut sich die SPD leicht, immer die 
Nase um ein paar Milliarden DM vorn zu 
haben; ihre Landesregierungen propagie- 
ren den steilen Aufstieg in der Bautätig- 
keit als großen Erfolg, auf Bundesebene 
wird das Erreichte als unzulänglich kriti- 
siert — unter völliger Außerachtlassung 
Volkswirtschaftlicher Rahmenbedingun- 
8en (Konjunkturforschungsinstitute in 
•hrem Herbstgutachten: „Die westdeut- 
sche Baukonjunktur scheint auf eine kon- 
junkturelle Überhitzungsphase zuzusteu- 
ern"). 
ö«e SPD behauptet, der Wohnungsfehlbe- 
darf sei bis heute noch weiter angestie- 
gen. Das ist unbestritten. Zum Zeitpunkt 

der Volkszählung 1987 bestand ein 
geringfügiger Fehlbestand. Seitdem ist 
die Einwohnerzahl im alten Bundesgebiet 
um fast 2'/2 Millionen Personen gestiegen. 
Zuwanderungen sind weder ursächlich 
noch allein bestimmend für Versorgungs- 
defizite, verändern aber wesentlich die 
zeitlichen Perspektiven für die Marktent- 
lastung durch Wohnungsbau. Deshalb 
müssen politische Zielorientierungen von 
Zeit zu Zeit fortgeschrieben werden. Die 
Bundesregierung hat sich zunächst den 
Bau von einer Million neuer Wohnungen 
innerhalb von drei Jahren zum Ziel 
gesetzt. Im Wahlprogramm der CDU 
wird der Neubau von zwei Millionen 
Wohnungen in ganz Deutschland für die 
nächste Wahlperiode angestrebt, davon 
1,6 Mio. in den alten Bundesländern. 

Das wohnungspolitische Profil 
der Union in der Koalition 
In seiner Regierungserklärung von 1983 
stellte Helmut Kohl klar: „Sozialer Woh- 
nungsbau wie Wohngeld gehören zur 
Idee der sozialen Marktwirtschaft." Die 
Unionsfraktion hat deshalb auch die 
soziale Wohnungsbauförderung verstärkt 
zur Beseitigung der Wohnungsversor- 
gungsengpässe eingesetzt, oftmals gegen 
den Widerstand des Koalitionspartners. 
Der soziale Wohnungsbau ist teuer 
geworden, aber die von der FDP im Früh- 
jahr 1989 geforderten Systemkorrekturen 
hätten Irritationen über die Berechenbar- 
keit des finanziellen Engagements des 
Bundes hervorgerufen. Im Wahlpro- 
gramm setzt sich die CDU deshalb für 
eine Verstetigung des sozialen Woh- 
nungsbaus auch in den nächsten vier Jah- 
ren ein. 
Nach einer langen Phase relativ niedriger 
Mietpreissteigerungen zogen die Mieten 
seit 1989 wieder stärker an, vor allem in 
Ballungsgebieten. Wohngelderhöhungen 
waren deshalb die passende und gezielte 
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Antwort. Die Einführung der 6. Mietstufe 
zum Jahresanfang brachte für etwa 90 000 
Wohngeldempfänger ein um 10 bis 
20 DM monatlich erhöhtes Wohngeld; 
die Unionsfraktion setzte sich auch mit 
ihrer Absicht durch, bereits zum 1. 10. 
1990 die allgemeine Wohngeldanhebung 
um durchschnittlich 14 Prozent vorzuneh- 
men. Im Wahlprogramm sagt die CDU 
auch in Zukunft regelmäßige Anpassun- 
gen des Wohngeldes an die Mietentwick- 
lung zu. 
Gegen Ende der Legislaturperiode wurde 
die Notwendigkeit verstärkt diskutiert, 
angesichts der sich beschleunigenden 
Mietpreissteigerungen die soziale Schutz- 
funktion des Mietrechts zu stärken. Die 
FDP hat sich selbst moderaten Eingriffen 
in das Mietpreisrecht verweigert. Im 
Wahlprogramm sagt die CDU eine Fort- 
führung des Überprüfungsprozesses zu 
und legt drei Eckwerte fest: Keine 
Abschreckung privater Investoren — zeit- 
liche Befristung — Begrenzung auf Bal- 
lungsgebiete, in denen die Wonnraumver- 
sorgung zu angemessenen Bedingungen 
besonders gefährdet ist. 
Aus ihrer ordnungspolitischen Tradition 
heraus ist für die Union die private 
Wohneigentumsbildung ein besonderes 
Anliegen. Im Wahlprogramm verspricht 
die CDU eine Überprüfung der staatli- 
chen Förderungshilfen mit dem Ziel, 
diese insbesondere für Familien mit 
geringerem Einkommen zu verbessern. 

Wohnungspolitische Aufgaben 
in den neuen Bundesländern 
Angesichts der maroden Bausubstanz in 
den neuen Bundesländern — allein der 
dadurch bedingte Leerstand wird auf 
über 700000 Wohnungen geschätzt — 
werden Instandsetzungs- und Moderni- 
sierungsmaßnahmen auf Jahre im Vor- 
dergrund stehen müssen. Dafür war Vor- 
aussetzung, daß die Modernisierungsko- 

sten wie im ehemaligen Bundesgebiet bis 
zu 11 Prozent jährlich auf die Mieten 
umgelegt werden können, ebenso erhebli- 
che Instandsetzungen (bedarf einer noch 
zu erlassenden Verordnung). Investitions- 
hilfe bietet ein durch die Bundesregie- 
rung aufgelegtes Zinsverbilligungspro- 
gramm in Höhe von 10 Mrd. DM an. 
Durch ein besonderes finanzielles Enga- 
gement wurde die Fertigstellung und 
Finanzierung bereits begonnener Woh- 
nungsbauprojekte sichergestellt. 

Aber auch beim Neubau haben die neuen 
Bundesländer Nachholbedarf. Im Wahl- 
programm strebt die CDU den Bau von 
100000 Wohnungen jährlich an. Mit der 
Übernahme unseres an den örtlichen Ver- 
gleichsmieten orientierten Systems für 
den frei finanzierten Neubau, der Bau- 
sparförderung mit besonderen Vergünsti- 
gungen und den steuerlichen Begünsti- 
gungen sind die wichtigsten Grundlagen 
für private Investitionen geschaffen. Bei 
der Aufstellung des Bundeshaushaltes 
1991 wird über die Höhe der Finanzhil- 
fen für den sozialen Wohnungsbau zu 
entscheiden sein. 

Die SPD behauptet, wegen der deutschen 
Einheit plane die Bundesregierung, ihre 
Finanzhilfen im nächsten Jahr beim 
sozialen Wohnungsbau (2,2 Mrd. DM 
geplant) und bei der Stadt- und Dorfer- 
neuerung (660 Mio. DM) für die alten 
Bundesländer zu kürzen. Sie begründet 
dies damit, daß im 3. Nachtragshaushalt 
90 Verpflichtungsermächtigungen nur in 
50prozentiger Höhe der zunächst geplan- 
ten Mittel eingesetzt wurden. Dies ist eine 
bewußt falsche Auslegung der Tatsache, 
erklärtermaßen für das kommende Halb- 
jahr den Ländern ihre Programmplanun- 
gen zu ermöglichen. Bundesbauministe- 
rin Hasselfeldt: Sozialer Wohnungsbau 
und Städtebauförderung sind „keine 
Manövriermasse zur Finanzierung der 
deutschen Einheit". 
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CDU/CSU fordert 
Enteignung der PDS 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
besteht auf der restlosen Enteignung der 
pDS. Deren Vermögen ist der Ertrag von 
Unrecht. Und Unrecht muß wiedergutge- 
macht werden. Dies gilt auch für die 
peldverschiebereien der letzten Monate 
in vermutlich Milliardenhöhe zugunsten 
y°n Parteigenossen im eigenen Land und 
u°er Auslandskonten. Diese Vorgänge 
müssen aufgeklärt und zurückabgewik- 
Kelt werden. 
Geld und Vermögen der früheren Ostpar- 
teien darf in der Politik des vereinigten 
Deutschlands nicht eingesetzt werden. 
Alle diese Mittel müssen für soziale, 
humanitäre und caritative Aufgaben 
sowie den Wiederaufbau in den neuen 

Durch den im Einigungsvertrag erteilten 
auftrag an die Kommunen, den ihnen 
^erlassenen „volkseigenen" Wohnungs- 
bestand zu privatisieren, d. h. weitgehend 
einer selbständigen unternehmerischen 
^ohnungswirtschaft zu übertragen, wird 
die staatliche Wohnraumlenkung und 
'Bewirtschaftung abgeschafft. Beim Woh- 
j^ungsbestand sind die weitgehend staat- 
lich subventionierten Mieten zunächst 
Preisgebunden geblieben. Die Bundesre- 
gierung wurde im Einigungsvertrag 
Jedoch ermächtigt, die Grundmiete 
schrittweise unter Berücksichtigung der 
j-'nkommensentwicklung in den neuen 
Bundesländern anzuheben, wobei die 
Einführung des Wohngeldes bereits zum 

• Januar erfolgt. In dieser Übergangs- 
Phase wird jedoch noch auf die öffentli- 
chen Hände notgedrungen eine erhebli- 
ehe Subventionslast zukommen. Dies 
muß bei der Entwicklung einer integrier- 
en gesamtdeutschen Wohnungspolitik 
bedacht werden. 

Bundesländern Verwendung finden, stellt 
Johannes Gerster, Innenpolitischer Spre- 
cher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
fest. • 

Rommel mit mehr als 
70 Prozent wiedergewählt 
Der Stuttgarter Oberbürgermeister Man- 
fred Rommel (CDU) ist am Sonntag, 
5. November 1990, erneut wiedergewählt 
worden. Bei der Direktwahl erhielt er 
nach dem vorläufigen Endergebnis 71,7 
Prozent der Stimmen und damit mehr als 
bei seiner ersten Wiederwahl im Jahr 
1982 mit 69,8 Prozent. 

Rechtzeitig bestellen 
Bestellen Sie rechtzeitig Ihr Material für 
den Schlußspurt Ihres Wahlkampfes. 
Zwar wird das IS-Versandzentrum alle 
Bestellungen auch in der letzten Woche 
schnellstmöglich abwickeln, aber für 
Bestellungen, die nach dem 26. Novem- 
ber eingehen, können wir leider keine 
rechtzeitige Zustellung mehr garantieren. 
Ein wichtiger Hinweis für alle, die ihr 
Material selbst abholen: Bitte geben Sie 
Ihre Bestellung unbedingt am Vortage 
per Fax oder Telefon durch, damit alles 
rechtzeitig für die Abholung vorbereitet 
werden kann. Hier noch einmal die 
Anschrift: 
IS-Versandzentrum 
Postfach 1328 
4804 Versmold 
Fax:(05423)15321 
Tel.:(05423)15227 
Die Abholung erfolgt dann bei Bertels- 
mann-Distribution-GmbH Herzebrock 
Quenhorner Straße 11 
4836 Herzebrock 
und zwar ist die Abholung in der Zeit von 
7.00 Uhr bis 12.00 Uhr und von 13.00 Uhr 
bis 15.30 Uhr möglich. 
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G ATT-Verhandlungen: 

Bundesregierung steht hinter den 
Landwirten 
Bei der Vorbereitung der EG-Länder 
auf die GATT-Verhandlungen hat die 
Bundesregierung viel für die deutschen 
Landwirte erreicht. Sie hat verhindert, 
daß der ursprüngliche Vorschlag der 
EG-Kommission, der vor allem einen 
Abbau der Agrarstützungsmaßnahmen 
um 30 Prozent ohne Einkommensaus- 
gleich vorsah, in die GATT-Verhand- 
lungen eingebracht wird. Außer der 
Bundesrepublik, Frankreich und 
Irland waren alle anderen EG-Länder 
bereit, diesen Vorschlag aufzugreifen. 
Das hätte für die deutschen Landwirte 
zu erheblichen Einkommenseinbußen 
geführt. 

Es ist richtig: Nicht alles, was wünschens- 
wert gewesen wäre, konnte erreicht wer- 
den. Aber: Es mußte ein Kompromiß 
gefunden werden, weil es zwingend not- 
wendig ist, daß die EG mit einer einheitli- 
chen Position in die GATT-Verhandlun- 
gen geht. 
Bei diesen GATT-Verhandlungen geht es 
nicht nur um Fragen der Landwirtschaft, 
sondern vor allem um die Sicherung eines 
freien Welthandels. Dieser ist für die 
Bundesrepublik Deutschland, in dem 
etwa jeder dritte Arbeitsplatz und damit 
ein erheblicher Teil unseres Wohlstandes 
vom Export abhängt, von größter Bedeu- 
tung. 

Das konnte Landwirtschaftsminister Ignaz 
Kiechle durchsetzen: 
1. Es ist erreicht worden, daß die deut- 
schen Landwirte einen Einkommensaus- 
gleich erhalten. Die Bundesregierung 
wird den nationalen Spielraum für erfor- 
derliche Ausgleichsmaßnahmen voll aus- 

schöpfen. Die entsprechenden nationale" 
Mittel werden bereitgestellt werden. 
Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, 
daß sich die EG maßgeblich an der 
Finanzierung beteiligt. 
2. Es wurde durchgesetzt, daß beim 
Abbau der Agrarstützungsmaßnahmen 
die Vorleistungen seit 1986, durch die 
rund die Hälfte des Abbaus bereits 
erbracht ist, anerkannt werden. 
3. Erreicht wurde auch, daß die EG- 
Kommission ein umfassendes Programm 
zur Existenzsicherung der Landwirte vor- 
legen wird, das folgende Kernelemente 
erhält: produktionsneutrale Einkom- 
mensbeihilfen, Intensivierung des EG- 
weiten Flächenstillegungsprogramms, 
verstärkte Förderung nachwachsender 
Rohstoffe und Beibehaltung der bisheri- 
gen Förderungsmaßnahmen für benach- 
teiligte Gebiete. 
4. Die EG-Kommission muß bei den 
GATT-Verhandlungen einen ausreichen- 
den Außenschutz für die Landwirtschaft 
in Europa sichern; die Maßnahmen zur 
Mengenrückführung dürfen nicht durch 
zusätzliche Importe unterlaufen werden- 
Außerdem ist die EG-Kommission beauf- 
tragt, durchzusetzen, daß die Einfuhr von 
Getreideersatzstoffen und Ölsaaten 
begrenzt wird. ' 

Schulgeld gilt künftig 
als Sonderausgabe 
Schulgeld für private Schulen kann ab 
1991 zu 30 Prozent als Sonderausgabe 
vom zu versteuernden Einkommen abge- 
zogen werden. Dies haben Bundestag 
und Bundesrat beschlossen. 
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SPD-„Weihnachtssteueraktion" 
stellt Tatsachen auf den Kopf 
Jn ihrem SPD-Flugblatt „Weihnachten 
«Ult 1990 kleiner aus", stellt die SPD 
J»e Tatsachen auf den Kopf, erklärt 
Jg finanzpolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, MdB 
Michael Glos: 

Nichtig ist: 
* Die Steuerreform schafft den Weih- 
nachts- Freibetrag nicht ersatzlos ab. Viel- 
mehr wurde ein Arbeitnehmer-Pauschbe- 
trag von 2.000 DM eingeführt. In diesen 
pauschbetrag sind der frühere Weih- 
lachts-Freibetrag von 600 DM, der 
Arbeitnehmer-Freibetrag von 480 DM 
und der Werbungskosten-Pauschbetrag 
v°n 564 DM aufgegangen. Dies ist eine 
steuervereinfachende Regelung. Rund 
; 5 Prozent der Arbeitnehmer brauchen 
ihre Werbungskosten nicht mehr geson- 
dert zu ermitteln und dem Finanzamt 
nachzuweisen. 

* Das Lohn- und Einkommensteuersy- 
stem ist ein Jahressteuersystem. Für Steu- 
ervergleiche ist demzufolge die Jahres- 
steuer entscheidend. Bei diesem — richti- 
gen — Tarifvergleich schneiden alle 
Arbeitnehmer 1990 besser ab als 1989. 
Denn der Steuertarif wurde für alle Steu- 
erzahler spürbar gesenkt. Allein die 
Anhebung des Grundfreibetrags um 
864 DM auf 5.616 DM bringt für kleine 
ünd mittlere Einkommen in jedem Fall 
fj°e größere Steuerentlastung als ein 
^eihnachts-Freibetrag von 600 DM. 

* Der neue Steuertarif ist somit sozial 
Serecht. Dies zeigt auch folgendes: Je 
geringer das Einkommen, desto höher ist 
*Jje prozentuale Lohnsteuerersparnis. 
Mehr als eine halbe Million Arbeitneh- 

mer mit geringem Einkommen wurden 
1990 ganz aus der Steuerpflicht entlassen. 

• Zwar trifft es zu, daß die anteilige 
Lohnsteuerbelastung für das Weihnachts- 
geld 1990 bei einem Teil der Arbeitneh- 
mer gegenüber 1989 höher ausfallen 
kann. Das hängt aber mit der grundlegen- 
den Umstrukturierung des Lohnsteuerta- 
rifs zusammen. Die allermeisten Arbeit- 
nehmer erhalten aber auch im „Weih- 
nachtsgeldmonat" 1990 mehr Geld als 
1989. So hat ein Arbeitnehmer, der als 
Vater von zwei Kindern im Monat brutto 
3.000 DM verdient, im „Weihnachtsmo- 
nat" 1990 netto 85 DM mehr als vor 
einem Jahr. Im ganzen Jahr 1990 zahlt er 
1.234 DM weniger Steuern. 
Im übrigen befindet sich die SPD mit 
ihrer Forderung nach einem Weihnachts- 
Freibetrag von 600 DM in einem unauf- 
lösbaren Widerspruch: 

• Mit einem Weihnachts-Freibetrag wür- 
den vor allem die sog. Besserverdienen- 
den entlastet: Der Generaldirektor mit 
einem Steuersatz von 50 Prozent um 
300 DM, seine Putzhilfe mit einem Steu- 
ersatz von 20 Prozent nur um 120 DM. 
Gesamter Steuerausfall: 3,3 Mrd. DM. 

• Mit der von Herrn Lafontaine im SPD- 
Programm durchgesetzten Ergänzungsab- 
gabe soll das Gegenteil erreicht werden: 
Die sog. Besserverdienenden sollen 
zusätzlich um Milliardenbeträge 
geschröpft werden. 

Als Fazit bleibt festzuhalten: Die SPD- 
Steuerpolitik erweist sich wieder einmal als 
widersprüchlich, unsozial und finanzpoli- 
tisch unausgegoren. Die SPD-„Weih- 
nachtssteuer-Aktion" ist nichts als reine 
Wahlpropaganda. 
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Deutschland am Wochenende 
Die aktuelle 
politische Information 
im Wahlkampf 
Eines unserer wichtigsten Instru- 
mente im Bundestagswahlkampf '90 
wird auch diesmal wieder „Deutsch- 
land am Wochenende" sein — 
unsere aktuelle Wochenzeitung. Sie 
erscheint in zwei Ausgaben: 

• Ausgabe 1 am 16. November 
(bereits verteilt) 

• Ausgabe 2 am 30. November 

Diese letzte Ausgabe kurz vor der 
Wahl wird uns die Möglichkeit 
geben, aktuell und kurzfristig auf 
politische Ereignisse und Trends zu 
reagieren. 
„Deutschlandam Wochenende"ist 
die bewährte Mischung aus aktueller 
politischer Information und Berich- 
ten aus Sport und Unterhaltung. 
Aktuelle Meldungen und Berichte 
sind für „Deutschland am Wochen- 
ende" eine Selbstverständlichkeit. 
Doch Leser wollen auch wissen, was 
bei ihnen in der Region und im Land 
geschieht, deswegen ist „Deutsch- 
land am Wochenende" regional 
unterteilt. Natürlich kommt auch der 
CD U-Bundestagskandidat zu Wort. 
Die beste Zeitung nützt nichts, wenn 
sie nicht verteilt wird. Deswegen die 
Bitte an alle Mitglieder und 
Freunde: „Helft mit bei der Vertei- 

lung" — damit unser Bundeskanzk* 
Helmut Kohl auch nach dem 
2. Dezember seine bewährte Politik 
fortfuhren kann. 
Übrigens auch in den fünf neuen 
Ländern gibt es je eine regionali- 
sierte CD D-Zeitung zum Verteilen 
an alle Haushalte, die „Zeitung zur 
Wahl". Die CDU wird bis zum letz- 
ten Tag um jede Stimme kämpfen. 
Wichtig: Weisen sie alle Mitbürger < 
die am 2. Dezember nicht zum Wa•' 
lokal gehen können, rechtzeitig auf 
die Möglichkeit der Briefwahl hin, 
damit uns keine Stimme verloren- 
geht. 

Darauf sollten Sie achten] 

Unsere Wahlspots 
in ARD und ZDF 
ARD und ZDF haben der CDU inzwi- 
schen die Sendetermine für die Wahl- 
werbespots zur Bundestagswahl verbind- 
lich bekanntgegeben. 
Im ARD-Programm sind die Wahlspots 
der CDU an folgenden Tagen zu sehen: 
Samstag, 17. 11. 1990, ca. 18.57 Uhr 
Dienstag, 20. 11. 1990, ca. 20.15 Uhr 
Freitag, 23. 11. 1990, ca. 23.00 Uhr 
Montag, 26. 11. 1990, ca. 21.05 Uhr 
Freitag, 30. 11. 1990, ca. 21.40 Uhr 
Das ZDF hat nachstehende SendeterflU- 
ne zur Verfügung gestellt: 
Samstag, 17. 11. 1990, ca. 22.10 Uhr 
Samstag, 24. 11. 1990, ca. 22.10 Uhr 
Freitag,   30.11.1990, ca. 19.21 Uhr 
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Jetzt Anzeigen schalten 
M»t den folgenden Texten können Sie 
'»»Ihrer lokalen Zeitung mit einer 
Anzeige für die erfolgreiche Politik 
der CDU werben oder sich mit unse- 
reni politischen Gegner auseinander- 
setzen. Unser Vorschlag: Damit der 
^sender deutlich wird, einfach das 
jrDU-Logo mit an die Zeitung geben. 
J*eproreife Druckvorlagen haben alle 
Kreisgeschäftsstellen bereits erhalten. 

Über 50 Prozent der Arbeiter in den neuen 
Bundesländern haben bei den 

Landtagswahlen CDU gewählt. 
s'e wußten warum. Mit der CDU läuft die 
Wirtschaft, entstehen neue Arbeitsplätze, 

ste>gen die Einkommen und bleibt die soziale 
Sicherheit garantiert. 

CDU 

Die CDU hat die Bürger allein im 
zurückliegenden Jahr um 50 Milliarden 

Mark steuerlich entlastet. 
Das hätte es mit der SPD nie gegeben. 

CDU 

1983 und 1987 habe ich Helmut Kohl 
gewählt. Jetzt erst recht. 

CDU 

Vergleichen Sie: 
1982: gab es kein einziges schadstoffarmes 
A"to. Die SPD redete über Umweltschutz. 

Die CDU hat gehandelt. 
Heute: 90 Prozent aller neu zugelassenen 

Autos fahren mit Kat. Wir haben die 
strengsten Umweltgesetze in Europa. 

CDU tut der Umwelt gut. 

Ich wähle Helmut Kohl, weil ich gestern 
Oskar Lafontaine gehört habe. 

Lafontaine freut sich nicht über die Einheit. 
Und dieser Mann will Kanzler werden? 

CDU 

48 Steuer- und Abgabepläne haben 
SPD-Politiker in den letzten Jahren 

vorgelegt. 
Jetzt will sie Benzin um 50 Pfennig 

teurer machen. 
Was darPs denn morgen sein, „teure" SPD? 

CDU 

1987 habe ich SPD gewählt. 
Tut mir leid. 

CDU 

Wählen gehen. 
Das geeinte Deutschland kann sich 

einen Fehlstart mit den Sozialdemokraten 
nicht leisten. 

CDU 

Wählen ist... 
Weichen für die Zukunft stellen. 

CDU 

Der Neue weg — Der Alte bleibt 
CDU 

Wählen gehen. 
Am 2. Dezember geht es um Ihre Zukunft. 

Wahlmuffel sind Wahlhelfer der SPD. 
CDU 

Für Ihre Zukunft 
ist das Beste gerade gut genug. 

CDU 
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Neu im Angebot: 

• Briefwahlprospekt 
Bestell-Nr.: 2370 
Mindestabnahme: 100 Exemplare 
Preis pro Verpackungseinheit: 12,30 DM. 

• Flugblatt 
„Warum es mit der SPD nicht geht" 
DIN A3 
Bestell-Nr.: 1369 
Mindestabnahme: 100 Exemplare 
Preis pro Verpackungseinheit: 12,50 DM 

Ja zu 
Deutschland 
Ja zur 
Zukunft 
Wahlprogramm der 
Christlich Demokratischen 
Union Deutschlands zur 
gesamtdeutschen 
Bundestagswahl 
am 2. Dezember 1990 

CDU 

• Das Wahlprogramm 
Bestell-Nr.: 5368 
Mindestabnahme: 50 Exemplare 
Preis pro Verpackungseinheit: 20,- DM 

Plakat-Überkleber 

• „Wir danken für 
Ihr Vertrauen" 
(auf grünem Papier, 
42,5 x 15 cm) 
Bestell-Nr. 8196 
Mindestabnahme: 
500 Exemplare 
Preis pro Verpackungs- 
einheit: 30,— DM 
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jur den Bundestags- 
^ahlkampf '90 

?akate 

?. Helmut Kohl, Kanzler 
Ur Deutschland, Motiv I, DIN AO 
pell-Nr. 7330 
^destabnahme: 50 Exemplare 

reis pro Verpackungseinheit: 27,50 DM 

?. Helmut Kohl, Kanzler 
^Deutschland, Motiv II, DIN Al 
wob. letzte Seite) 

^eil-Nr. 7351 
p*lndestabnahme: 50 Exemplare 

reis pro Verpackungseinheit: 15,— DM 

fii *!f,mut Kohl> Kanzler 
ur Deutschland, Motiv II, DIN AO 
pell-Nr. 7352 
p lndestabnahme: 50 Exemplare 

eis pro Verpackungseinheit: 27,50 DM 

s ,S,°gan-Plakat „Gemeinsam 
Waffen wir>s«, DIN Al 

pell-Nr. 7353 
p ,ndestabnahme: 50 Exemplare 

eis Pro Verpackungseinheit: 15,- DM 

Sch
S'°gan-Plakat „Gemeinsam 

n5*ffen wir's", DIN A0 
Sf Nr. 7354 
p naestabnahme: 50 Exemplare 

eis pro Verpackungseinheit: 27,50 DM 

iö STouch tn« future, die Jungen 
aer Union", DIN Al 

»«-Nr. 7336 
pr .estabnahme: 50 Exemplare 

ls Pro Verpackungseinheit: 25,- DM 

• Slogan-Plakat „Wählen gehen!" 
DIN Al (Abb. letzte Seite) 
Bestell-Nr: 8375 
Mindestabnahme: 50 Exemplare 
Preis pro Verpackungseinheit: 15,— DM 

• Slogan-Plakat „Wählen gehen!" 
DINA0 
Bestell-Nr.: 8374 
Mindestabnahme: 50 Exemplare 
Preis pro Verpackungseinheit: 27,50 DM 

Rahmenplakate 

• Rahmenplakat „CDU", DIN Al 
Bestell-Nr. 8001 
Mindestabnahme: 100 Exemplare 
Preis pro Verpackungseinheit: 26,— DM 

• Rahmenplakat „CDU", DIN A0 
Bestell-Nr. 8000 
Mindestabnahme: 100 Exemplare 
Preis pro Verpackungseinheit: 46,— DM 

• Rahmenplakat „Touch the future, 
die Jungen in der Union", DIN Al 
Bestell-Nr. 8337 
Mindestabnahme: 50 Exemplare 
Preis pro Verpackungseinheit: 25,— DM 

Bestellungen beim 
IS-Versandzentrum 
Postfach 1328 
4804 Versmold 
Alle Preise verstehen sich 
inklusive Versand 
zuzüglich Mehrwertsteuer. 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300 BONN 1 

Für den Bundestags-Wahlkampf '90 

Kanzler für 
Deutschland 

Freiheit 
Wohlstand 

Sicherheit 

CDU 
II 

(siehe auch Seite 23) 

Wählen 
gehen! 
ZweitsM»"8 

Kaadehtii»"16 

37/90 
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